- 3 -

Anlage 1
§ 15 Absatz 4 der Landschaftsverbandsordnung : Pflichten der Mitglieder
Die Mitglieder der Landschaftsversammlung, des Landschaftsausschusses und der Fachausschüsse  müssen gegenüber dem Vorsitzenden der Landschaftsversammlung Auskunft über ihre wirtschaftlichen und persönlichen Verhältnisse geben, soweit das für die Ausübung ihres Mandats von Bedeutung sein kann. Die näheren Einzelheiten regelt die Landschaftsversammlung. Name, Anschrift, der ausgeübte Beruf sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkeiten können veröffentlicht werden. Die Auskünfte sind vertraulich zu behandeln. Nach Ablauf der Wahlperiode sind die gespeicherten Daten der ausgeschiedenen Mitglieder zu löschen.
§ 17 Korruptionsbekämpfungsgesetz:  Veröffentlichungspflicht

Die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 geben gegenüber der Ministerpräsidentin oder dem Ministerpräsidenten, die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 geben gegenüber der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten, Hauptverwaltungsbeamtinnen oder Hauptverwaltungsbeamte und Leiterinnen oder Leiter von sonstigen der Aufsicht des Landes unterstellten Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts geben gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der Aufsichtsbehörde und die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 gegenüber der Leiterin oder dem Leiter der Einrichtung schriftlich Auskunft über 

1.den ausgeübten Beruf und Beraterverträge,

2.die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes,

3.die Mitgliedschaft in Organen von verselbstständigten Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes genannten Behörden und Einrichtungen,

4.die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen,

5.die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien.

Die Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu veröffentlichen.

§ 39 Die Geschäftsordnung der Landschaftsversammlung des LVR und ihrer Ausschüsse:
Auskunftspflicht der Mitglieder der Landschaftsversammlung

und der Ausschüsse

(1) Innerhalb von sechs Wochen nach der ersten Sitzung der Landschaftsversammlung haben die Mitglieder der Landschaftsversammlung, der Ausschüsse

und der Kommissionen der/dem Vorsitzenden der Landschaftsversammlung

schriftlich Auskunft über ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu

geben, soweit sie für die Ausübung ihrer Tätigkeit in der Landschaftsversammlungund in den Ausschüssen von Bedeutung sein können. 
Im Einzelnen ist Folgendes anzugeben:

a) Name, Vorname, Anschrift

b) Name der Ehepartnerin/des Ehepartners und Name der Kinder

c) ausgeübter Beruf und Beraterverträge


- bei abhängig Erwerbstätigen:



Angabe des Arbeitgebers/Dienstherrn und Art der Beschäftigung


- bei Selbständigen:



Angabe der Art der Tätigkeit


- bei mehreren ausgeübten Berufen:



Angaben des Schwerpunktes der beruflichen Tätigkeit

d) die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien im

Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes,

e) die Mitgliedschaft in Organen von verselbständigten Aufgabenbereichen in

öffentlich-rechtlicher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 und

Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes genannten Behörden

und Einrichtungen,

f) die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privatrechtlicher Unternehmen,

g) die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren Gremien.

Die Angaben der Buchstaben c) bis g) werden gemäß § 17 KorruptionsbG

in der für den Landschaftsverband Rheinland vorgesehenen Form

veröffentlicht.

(2) Änderungen der Angaben nach Abs. 1 sind der/dem Vorsitzenden der Landschaftsversammlung

sowie dem Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland

unverzüglich mitzuteilen.

………………………

(3) Die Mitglieder der Landschaftsversammlung, der Ausschüsse und der Kommissionenhaben außerdem die entgeltliche Vertretung fremder Interessen oder

die Erstattung von Gutachten für Einwohnerinnen/Einwohner der Mitgliedskörperschaften des Landschaftsverbandes Rheinland anzugeben, soweit diese

Tätigkeiten außerhalb des von ihnen ausgeübten Berufes erfolgen.

(4) Die nach Abs. 1 Buchstabe b) erteilten Auskünfte sind vertraulich zu behandeln.
